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Brexit – Mögliche wirt-
schaftliche Folgen eines 
britischen EU-Austritts 

Falls das Vereinigte Königreich (UK) die EU im Jahr 2018 ver-

lassen sollte, würde dies die Exporte des Landes reduzieren 

und Importe verteuern. Je nach Ausmaß der handelspoliti-

schen Abschottung wäre das reale Bruttoinlandsprodukt 

(BIP) je Einwohner in UK im Jahr 2030 zwischen 0,6 und 3,0 

Prozent geringer als bei einem Verbleib in der EU. Werden 

die dynamischen Effekte berücksichtigt, die die wirtschaftli-

che Integration auf das Investitions- und Innovationsverhal-

ten hat, könnten die BIP-Einbußen auf bis zu 14 Prozent 

steigen. Hinzu kommen nicht absehbare politische Nachteile 

für die EU. Ein Brexit sollte aus unserer Sicht daher vermie-

den werden.

Fokus  

 

Je nach Ausmaß der handelspolitischen 

Abschottung infolge eines Brexit fallen die 

Wohlfahrtsverluste für die restlichen EU-

Mitgliedstaaten unterschiedlich aus. In 

Deutschland beispielsweise wäre das reale 

BIP je Einwohner wegen der nachlassen-

den Handelsaktivitäten im Jahr 2030 schät-

zungsweise zwischen 0,1 und 0,3 Prozent 

geringer als ohne einen Brexit. Zusätzlich 

zu diesen statischen Wohlfahrtseffekten 

kommen noch dynamische Effekte hinzu, 

die in Deutschland zu BIP-Einbußen von 

bis zu zwei Prozent führen können. 

 

mailto:henning.vomstein@bertelsmann-stiftung.de
mailto:henning.vomstein@bertelsmann-stiftung.de
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Seit dem Beitritt des Vereinigten König-

reichs (UK) zur Europäischen Gemein-

schaft im Jahr 1973 ist das Verhältnis der 

Briten zum übrigen Europa bzw. zur Euro-

päischen Union (EU) angespannt und kri-

tisch bis distanziert. Bereits 1975 gab es ein 

Referendum über den Verbleib in der Eu-

ropäischen Gemeinschaft. 1984 erwirkte 

die damalige Premierministerin Margaret 

Thatcher mit den mittlerweile legendären 

Worten „I want my money back!“ einen 

Rabatt für die britischen Beiträge an den 

EU-Haushalt (vgl. Freund und Schwarzer 

2011), den die EU nach wie vor gewährt. 

Das Schengener Abkommen, das 1995 in 

Kraft gesetzt wurde und die Abschaffung 

der Passkontrollen an den Grenzen zwi-

schen den beteiligten EU-Ländern beinhal-

tet, hat das UK bis heute nicht unterzeich-

net.  

 

Das UK ist beileibe nicht das einzige Land, 

in dem es EU-kritische Stimmen gibt. 

Parteien in anderen Mitgliedstaaten wie 

beispielsweise „Die (wahren) Finnen“, die 

„Alternative für Deutschland“, die 

italienische „Lega Nord“ oder die „Partij 

voor de Vrijheid“ sind EU-skeptische 

Bewegungen, die an Zulauf gewinnen (vgl. 

Peters 2014: 10). Für eine ablehnende 

Haltung gegenüber der EU gibt es 

unterschiedliche Gründe. Zu den 

wichtigsten gehören die Angst vor einem 

Verlust der nationalen Identität und der 

staatlichen Souveränität, die Befürchtung 

einer Überregulierung seitens der EU 

sowie hohe Nettozahlungen an die 

Gemeinschaft. Eine hohe Zuwanderung 

aus anderen EU-Mitgliedstaaten inklusive 

des Verlusts der eigenen Kultur, eines 

Anstiegs der Arbeitslosigkeit und einer 

Überforderung der sozialen 

Sicherungssysteme führt ebenfalls zu 

Ängsten in der Bevölkerung. Zudem wird 

bezweifelt, dass sich aus der Mitgliedschaft 

in der EU überhaupt irgendwelche Vorteile 

für das eigene Land ergeben (vgl. Beichelt 

2010 und Peters 2014). 

 

Zweifel an den Vorteilen eines gemeinsa-

men Europas sind also keine britische Be-

sonderheit. Allerdings stößt die EU im UK 

auf die größte Skepsis. Ende 2014 führte 

das Marktforschungsnetzwerk WIN/Gal-

lup International in elf EU-Staaten eine re-

präsentative Bevölkerungsumfrage durch 

und erhob u. a., wie 

sich die Bürger in ei-

nem Referendum ih-

res Landes über den 

Verbleib in der EU 

entscheiden würden. 

64 Prozent aller Be-

fragten der elf EU-

Länder sprachen sich 

für einen Verbleib 

aus. In zehn Ländern 

überwog der Wunsch 

nach einer Fortfüh-

rung der EU-Mitgliedschaft. In Deutsch-

land lag die Zustimmung bei 73 Prozent. 

Lediglich im UK sprach sich eine knappe 

Mehrheit von 51 Prozent für einen EU-

Austritt aus (vgl. Euractiv.de 2015). 

 

Angesichts dieser kritischen Grundhaltung 

überrascht es nicht, dass im UK bereits seit 

geraumer Zeit über ein erneutes EU-Refe-

rendum diskutiert wird. Der britische Pre-

mierminister David Cameron kündigte im 

Januar 2013 an, dass er im Falle seiner 

Wiederwahl ein entsprechendes Referen-

dum durchführen lassen wolle (vgl. The 

Conservative Party Manifesto 2015: 72).

Die in den Medien häufig verwendete Abkürzung »Brexit« (ein 

Kunstwort aus „Britain“ und „Exit“) ist insofern irreführend, 

als dass nicht „Britain“ oder Großbritannien, sondern das 

Vereinigte Königreich (zu dem neben England, Schottland und 

Wales auch Nordirland gehört) aus der EU austreten würde. Der 

geographische Begriff der britischen Inseln umfasst auch die 

irische Insel und mithin Irland, dessen Austritt aus der EU nicht 

zur Debatte steht. In diesem Text werden die Begriffe UK und 

britisch synonym verwendet, d. h. mit dem britischen BIP ist 

das BIP des Vereinigten Königreichs (UK) gemeint. 
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1. Ökonomische Auswir-

kungen eines Brexit auf 

das UK 

Die Frage, ob ein britischer Austritt aus der 

EU das wirtschaftliche Wachstum und das 

durch das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ge-

messene Realeinkommen des Landes stei-

gert oder senkt, ist umstritten. Es gibt eine 

Reihe von Studien, die sich mit den wirt-

schaftlichen Vor- und Nachteilen der EU-

Mitgliedschaft beschäftigen, und dabei un-

terschiedliche Ergebnisse hervorbringen. 

So kommt eine Studie des Brüssel-kriti-

schen Think Tanks „Open Europe“ zu fol-

gender Einschätzung: Sollte es am 1. Ja-

nuar 2018 zu einem britischen EU-Austritt 

kommen, wäre das BIP im Jahr 2030 im 

ungünstigsten Szenario 2,2 Prozent gerin-

ger als im Fall eines Verbleibs in der EU. 

Im günstigsten Fall wäre sogar ein um rund 

1,6 Prozent höheres BIP möglich. Die po-

litisch realistische Bandbreite der Wachs-

tumseffekte eines EU-Austritts liegt zwi-

schen einem um 0,6 Prozent höheren BIP 

und einem um 0,8 Prozent niedrigeren BIP 

(vgl. Persson et al 2015: 2). Eine Studie des 

„Center for Financial Studies“ berechnet 

selbst unter optimistischen Annahmen ei-

nen Wohlstandsverlust für das UK. Danach 

liegen die realen BIP-Einbußen – unter Be-

rücksichtigung der gesparten Zahlungen an 

den EU-Haushalt – zwischen 1,1 und 3,1 

Prozent. Werden darüber hinaus auch noch 

dynamische Effekte berücksichtigt, also 

ein geringes Produktivitätswachstum in-

folge eines EU-Austritts, so sind sogar Ein-

kommenseinbußen in Höhe von 6,3 bis 9,5 

Prozent denkbar (vgl. Ottaviano et al. 

2014: 8–11). 

Das Problem besteht darin, dass die Resul-

tate von Simulationsrechnungen maßgeb-

lich von den Annahmen darüber abhängen, 

wie das UK nach einem Brexit seine Bezie-

hungen zu den verbleibenden EU-Staaten 

und zu den anderen Handelspartnern neu 

ordnet. Ein Austritt aus der EU kann weit-

reichende Konsequenzen haben: Die vier 

Grundfreiheiten des europäischen Binnen-

marktes (freier Güter-, Dienstleistungs-, 

Kapital- und Personenverkehr mit den an-

deren EU-Mitgliedern) würden nicht mehr 

gelten. Die Handelsverträge der EU – zur-

zeit handelt es sich dabei um 38 aktive Ab-

kommen, zudem befinden sich zwölf Ab-

kommen im Verhandlungsprozess – wären 

ungültig. Viele Politikbereiche, die zumin-

dest teilweise in die Kompetenz der EU fal-

len, müssten neu reguliert werden. Daher 

gibt es sehr große Unsicherheiten hinsicht-

lich der (völker)rechtlichen Folgen eines 

Austritts des Landes aus der EU. 

Eine Quantifizierung der wirtschaftlichen 

Effekte dieses Austritts ist somit nur annä-

herungsweise möglich und stark annahme-

getrieben. Um diese Unsicherheiten abzu-

bilden, stellen wir im Folgenden drei Sze-

narien vor, deren Auswirkungen auf die 

Entwicklung des BIP das ifo Institut mit 

verschiedenen ökonometrischen Berech-

nungen geschätzt hat. Anders als in den be-

reits genannten Studien werden dabei auch 

die Folgen für den Rest der Welt und für 

Deutschland berechnet. In allen drei Szena-

rien verliert das UK seine momentanen 

Handelsprivilegien gegenüber der EU: 

 

1. Im – aus britischer Sicht – günstigsten 

Fall (»sanfter Ausstieg«) erhält das UK 

einen ähnlichen Status wie die Schweiz 

oder Norwegen und hat somit ein Han-

delsabkommen mit der EU. Es gibt da-

her zwar nicht-tarifäre Handelshemm-

nisse, aber keine Zölle. 

 

2. Im zweitgünstigsten Szenario (»tiefer 

Schnitt«) besteht dieses Handelsab-

kommen nicht. Daher kommt es sowohl 

zu höheren nicht-tarifären Handels- 
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hemmnissen als auch zu Zöllen im Han-

del zwischen dem UK und der EU. 

Diese Zölle erreichen das Niveau, das  

in den Außenhandelsbeziehungen zwi-

schen der EU und den USA gilt. 

 

3. Im ungünstigsten Szenario (»Isolierung 

des UK«) verliert das Land darüber hin-

aus sämtliche Privilegien, die sich aus 

den 38 existierenden Handelsabkom-

men der EU mit anderen Ländern erge-

ben. Zwar könnte das UK durch eigen-

ständige Verhandlungen neue Handels-

abkommen 

schließen. Dies 

ist aber ein lang-

wieriger Pro-

zess. Zudem 

dürfte die briti-

sche Verhand-

lungsmacht ge-

genüber Dritt-

staaten geringer 

sein als die der 

EU insgesamt. 

In allen diesen Szenarien kommt es zu 

einem Anstieg der Kosten britischer 

Exporte sowie zu einer Verteuerung impor-

tierter Produkte. Exportrückgänge und 

steigende Preise haben zur Folge, dass die 

wirtschaftlichen Aktivitäten zurückgehen 

und das reale BIP niedriger ist, als es sonst 

wäre. 

 

Neben diesen wirtschaftlichen Nachteilen 

ist zu berücksichtigen, dass die jährlichen 

Zahlungen an den EU-Haushalt entfallen. 

Im Jahr 2013 lag der Nettobetrag, den das 

UK an die EU zahlte, bei rund 8,64 

Milliarden Euro bzw. rund 0,5 Prozent der 

durch das BIP gemessenen britischen 

Wirtschaftskraft. Die Einsparung dieser 

Zahlungen würde den wichtigsten 

monetären Vorteil eines Brexit für das UK 

darstellen. 

2. EU-Austritt schadet dem 

britischen Wirtschafts-

wachstum 

Das UK ist mit der EU wirtschaftlich eng 

verflochten. Mittlerweile gehen mehr als 

50 Prozent der britischen Exporte an EU-

Mitgliedstaaten. Auch die Importe des 

Landes stammen zu über 50 Prozent aus 

der EU. Mitte der 1960er Jahre lagen beide 

Anteile noch deutlich unter 40 Prozent. 

Ein Austritt aus der EU würde die bilatera-

len Handelsaktivitäten zwischen der EU 

und dem UK verringern.  

Das konkrete Ausmaß der damit verbunde-

nen Veränderungen der Realeinkommen 

ist für ausgewählte Länder in der Fokusgra-

fik (S. 1) ausgewiesen. Je nach Ausmaß der 

angenommenen handelspolitischen Ab-

schottung liegen die Realeinkommensver-

luste für die britische Volkswirtschaft zwi-

schen 0,6 und drei Prozent. Einzelne Bran-

chen werden dabei unterschiedlich hart ge-

troffen. Insbesondere die Sektoren Che-

mie, Maschinenbau und die Kfz-Branche, 

die besonders stark in die europäischen 

Wertschöpfungsketten eingebunden sind, 

müssten hohe Wertschöpfungseinbußen 

hinnehmen. Der größte Rückgang wird  da- 

bei mit fast elf Prozent für den Bereich 

Chemie berechnet. Für den ungleich be- 

 

Der Begriff „Einkommensverlust“ bzw. „BIP-Einbuße“ 

bezeichnet die in Prozenten ausgedrückte Differenz zwischen dem 

im Basisjahr (2014) tatsächlich beobachteten realen BIP und dem 

entsprechenden simulierten („kontrafaktischen“) Wert für eine 

Situation, in der das UK kein Mitglied der EU ist. 

Handelspolitische Maßnahmen entfalten ihre volle Wirkung 

erfahrungsgemäß erst zehn bis zwölf Jahre nach ihrer Einführung. 

Wenn der Brexit im Jahr 2018 erfolgen sollte, so würden sich die 

ausgewiesenen Effekte auf das Jahr 2030 beziehen.  
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deutenderen Bereich der Finanzdienstleis-

tungen liegen die erwarteten Wertschöp-

fungseinbußen im ungünstigsten Szenario 

bei knapp fünf Prozent. 

 

Die oben aufgeführten Einkommensver-

luste resultieren ausschließlich aus dem ge-

ringeren Handelsniveau infolge eines 

Brexit. Neben diesen statischen Effekten 

sind jedoch auch noch dynamische Effekte 

zu berücksichtigen. Zu den beiden wich-

tigsten zählen die folgenden Aspekte: 

 

1. Nachlassende grenzüberschreitende 

Handelsaktivitäten haben einen negati-

ven Einfluss auf die Produktivitätsent-

wicklung eines Landes: Wenn der inter-

nationale Wettbewerbsdruck zurück-

geht, verringert sich für die heimischen 

Unternehmen die Notwendigkeit, über 

Investitionen und Innovationen ihre 

Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. Da-

mit lässt das Produktivitätswachstum 

nach. Studien zufolge, die den Einfluss 

einer sinkenden Handelsoffenheit auf 

das langfristige reale BIP schätzen 

(Freyer 2009 und Felbermayr/Gröschl 

2013), kann der Brexit dazu führen, 

dass das britische reale BIP je Einwoh-

ner langfristig um zwei Prozent (»sanf-

ter Ausstieg«) bis 14 Prozent (»Isolie-

rung des UK«) unter dem Wert liegen 

würde, der sich im Fall eines Verbleibs 

in der EU ergeben würde. 

 

2. Die EU befindet sich mit einer Reihe 

von Ländern in Verhandlungen zu bila-

teralen Freihandelsabkommen, die zum 

Teil kurz vor der Ratifizierung stehen 

(Kanada, USA, Japan, Singapur, Indien 

etc.). Von der damit einhergehenden 

stärkeren Handelsintegration erwartet 

die EU positive Wachstumsimpulse. 

Bei einem Austritt aus der EU würden 

dem UK diese Impulse entgehen. Die 

damit verbundenen langfristigen BIP-

Einbußen liegen zwischen 1,4 Prozent 

im Fall eines »sanften Ausstiegs« und 

7,5 Prozent im Szenario eines »tiefen 

Schnitts«. 

 

3. Ökonomische Auswir-

kungen des Brexit für 

Deutschland und Europa 

Wenn die britische Wirtschaft infolge eines 

Austritts aus der EU schwächer wächst, hat 

dies auch für die Handelspartner wirt-

schaftliche Folgen. Ein geringeres Realein-

kommen führt zu einer nachlassenden 

Nachfrage nach Gütern und Dienstleistun-

gen. Für die Handelspartner bedeutet dies 

weniger Exporte und damit eine geringere 

Produktion. Im Vergleich zu den wirt-

schaftlichen Nachteilen für das UK fallen 

die BIP-Einbußen für den Rest der Welt je-

doch moderat aus. In Deutschland würden 

die Auswirkungen der nachlassenden Han-

delsaktivitäten (statische Effekte, S. 1) mit 

einem im Jahr 2030 um 0,1 bis 0,3 Prozent 

niedrigeren realen BIP je Einwohner rela-

tiv gering ausfallen. Einzelne Branchen 

wären wiederum unterschiedlich betroffen. 

Der größte Rückgang der sektoralen Wert-

schöpfung würde in der Kfz-Branche mit 

einem Rückgang um bis zu zwei Prozent 

anfallen. Neben der Kfz-Branche müssten 

auch die Elektronikbranche, die Metaller-

zeugung, und die Lebensmittelbranche mit 

negativen Einschnitten rechnen. 

 

Für die gesamte verbleibende EU-27 (ohne 

UK) liegt der erwartete Rückgang des rea-

len BIP je Einwohner infolge geringerer 

Handelsaktivitäten mit dem UK zwischen 

0,1 Prozent bei einem sanften Brexit und 

knapp 0,4 Prozent im Falle einer Isolierung 

des UK, wobei regionale Unterschiede auf-

treten (siehe S.1). Besonders stark würde 

Irland mit Realeinkommenseinbußen von 

zwischen 0,8 bis knapp 2,7 Prozent leiden. 

Weitere Länder mit überdurchschnittlich 

hohen BIP-Einbußen sind Luxemburg, 
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Belgien und Schweden. 

 

Werden die dynamischen Effekte eines 

Brexit berücksichtigt, fallen die Auswir-

kungen größer aus: Je nach Szenario und 

zugrunde gelegten ökonometrischen 

Schätzungen läge das langfristige reale BIP 

je Einwohner in Deutschland bei einem 

Brexit um 0,3 bis zwei Prozent unter dem 

Wert, der sich im Falle eines britischen 

Verbleibs in der EU ergäbe. 

 

Zudem ist zu berücksichtigen, dass nach ei-

nem Brexit die verbleibenden EU-Mit-

gliedstaaten die fehlenden britischen Bei-

träge zum EU-Haushalt kompensieren 

müssten. Für Deutschland dürften die 

dadurch entstehenden zusätzlichen jährli-

chen Ausgaben gegenwärtig bei rund 2,5 

Milliarden Euro brutto liegen. Frankreich 

müsste knapp 1,9 Milliarden Euro zusätz-

lich zahlen, Italien fast 1,4 Milliarden Euro 

und Spanien rund 0,9 Milliarden Euro 

(siehe Abb. 1). 

 

4. Einschätzung und Aus-

blick 

Die hier präsentierten Schätzungen zu den 

Kosten eines Austritts des UK aus der EU 

sind mit erheblichen Unsicherheiten ver-

bunden. Niemand weiß, wie die internatio-

nalen wirtschaftlichen Beziehungen zwi-

schen dem UK und dem Rest der EU aus-

sehen würden, sollte das UK die EU verlas- 

sen. Fest steht jedoch, dass die Integration 

des UK in die Weltwirtschaft damit zu-

rückgehen und dass diese Desintegration 

das britische Wirtschaftswachstum redu-

zieren würde. Diesen Wohlfahrtsverlusten 

stehen zwar Einsparungen in Form der 

nicht mehr zu leistenden Beiträge zum EU-

Haushalt entgegen. 

 

Allerdings sind nach den hier vorgelegten 

Berechnungen selbst im aus britischer 

Sicht günstigsten Szenario (sanfter Aus-

stieg mit ausschließlich statistischen Effek-

ten) die zu erwartenden BIP-Einbußen in  
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Höhe von rund 0,6 Prozent des BIP höher 

als die gesparten Nettozahlungen an den 

EU-Haushalt in Höhe von rund 0,5 Prozent 

des BIP. Selbst in diesem Fall wäre ein 

Brexit eindeutig ein wirtschaftliches Ver-

lustgeschäft für das UK. Bei einer stärke-

ren wirtschaftlichen Abschottung und un-

ter Berücksichtigung dynamischer Effekte 

(nachlassende Produktivitätsentwicklung 

infolge eines geringeren Wettbewerbs-

drucks, nachlassende Investitionen infolge 

einer geringeren Kapitalverkehrsfreizügig-

keit) fielen die BIP-Einbußen wesentlich 

höher aus. Im schlechtesten Fall könnte das 

britische reale BIP je Einwohner im Jahr 

2030 bis zu 14 Prozent unter dem Wert lie-

gen, der im Fall eines Verbleibs in der EU 

zu erwarten wäre. Auch wenn eine solch 

starke Isolation unserer Ansicht politisch 

nicht sehr wahrscheinlich ist, zeigt dieser 

theoretisch denkbare Wert, wie stark die 

wirtschaftliche Entwicklung des UK nach 

einem Brexit vom handelspolitischen 

Wohlwollen der EU abhängt. Die entgan-

genen Wachstumseffekte zukünftiger EU-

Freihandelsabkommen sind dabei noch gar 

nicht berücksichtigt. 

 

Die Schwächung der britischen Volkswirt-

schaft bleibt nicht ohne Folgen für die üb-

rigen EU-Länder. Auch wenn die realen 

Einkommenseinbußen dort unter den UK-

Werten liegen, entstünden Kosten in Form 

eines geringen BIP-Wachstums und der er-

forderlichen Kompensation der britischen 

Beiträge zum EU-Haushalt. 

 

Jenseits der rein ökonomischen Betrach-

tung sind die politischen Nachteile zu be-

rücksichtigen. Ein Brexit wäre ein deutli-

cher Rückschlag für die europäische In-

tegration und hätte unweigerlich eine 

Schwächung der EU zur Folge. 

 

Wir sind daher der festen Überzeugung,  

dass ein britischer Austritt aus der EU in 

der Kombination von wirtschaftlichen und 

politischen Nachteilen für alle Beteiligten 

überaus schädlich wäre und daher verhin-

dert werden sollte. 
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Policy Brief 2015/03: Lohnungleichheit in Deutschland – 

Welche Rolle spielt der Handel? 

Seit Mitte der 90er Jahre nimmt die Lohnungleichheit in 

Deutschland deutlich zu. Eine häufig genannte Ursache dafür ist 

die Intensivierung der internationalen Handelsbeziehungen. Tat-

sächlich aber zeigt eine empirische Untersuchung, dass der Han-

del direkt nur rund 15 Prozent des Anstiegs der Lohnungleich-

heit in Deutschland erklären kann. Bedeutsamer ist die zuneh-

mende Firmenheterogenität in Deutschland. Betriebsspezifischer 

Treiber der Lohnungleichheit ist dabei vor allem der Rückgang 

der Tarifbindung. Eine höhere Lohngleichheit ist mit protektio-

nistischen Maßnahmen jedoch nicht zu erreichen. 

Policy Brief 2015/04: Arbeitsmobilität in Europa: Ausgleich 

wirtschaftlicher Ungleichgewichte? 

Trotz teils anderer öffentlicher Wahrnehmung bewegt sich die 

Mobilität in der EU weiterhin auf einem vergleichsweise geringen 

Niveau. Auch die hohen Arbeitslosenquoten in den EU-Krisen-

ländern haben bisher nur zu relativ geringer Auswanderung in 

wirtschaftlich stärkere Länder geführt. Der Hauptstrom führt 

weiterhin von Ost nach West. Als Lehre aus der Krise sollten 

Kommission und Mitgliedstaaten die vorhandenen Instrumente 

grenzübergreifender Arbeitsvermittlung optimieren und länger-

fristige Schritte zur Förderung der Arbeitsmobilität unternehmen.
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Demnächst erscheint: 

 

• „Der Bedarf an Flexi- und Teilrenten ist  

    groß – Arbeitsmarkt und Rentensystem  

    besser verzahnen“ 
 

 

 


